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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung von Übergangs- 
maßnahmen zur Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischbestände gegenüber 
Schiffen, die die Flagge Spaniens, Finnlands und Portugals führen 

»EG-Dok. S/1 098/77 (RELEX 89) (AGRI 95)« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Beitrittsakte *), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 3. November 1976 hat der Rat eine Anzahl 
von Entschließungen über bestimmte inner- und 
außergemeinschaftliche Aspekte der gemeinsamen 
Fischereipolitik angenommen. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 373/77 1 2 ) vom 
24. Februar 1977 erließ der Rat für die Zeit vom 
1. Januar bis 31. März 1977 Übergangsmaßnahmen 
zur Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischerei- 
ressourcen gegenüber Schiffen, die die Flagge be- 
stimmter Drittländer führen. 

Der Rat hat mit Verordnung (EWG) Nr. 746/77 3 ) 
vom 5. April 1977 die Geltungsdauer bestimmter 
Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 373/77 ver- 
längert. 

Die vorstehenden Verordnungen sind erlassen 
worden, um bis zur Beendung der Verhandlungen 
zwischen der Gemeinschaft und diesen Ländern im 
Hinblick auf den Abschluß von Rahmenabkommen 
über die Fischerei über Übergangsmaßnahmen zu 
verfügen. 


1) ABI. EG Nr. L 73 vom 27. März 1972, S. 14 

2) ABI. EG Nr. L 53 vom 25. Februar 1977, S. 1 

3) ABI. EG Nr. L 90 vom 8. April 1977, S. 8 


Diese Verhandlungen sind noch nicht zum Ab- 
schluß gekommen, so daß für die Dauer von drei 
Monaten weitere Übergangsmaßnahmen eingeführt 
werden müssen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Spanien, Finnland und Portugal dürfen vom 1. Juli 
1977 bis 30. September 1977 in den Fischereizonen 
der Mitgliedstaaten, die sich 200 Seemeilen weit vor 
der Nordsee- und Atlantikküste erstrecken und für 
die die gemeinschaftliche Fischereiregelung gilt, nur 
die im Anhang I festgelegten Fänge an den dort be- 
zeichneten Orten tätigen. 


Artikel 2 

1. Das Fischen in den in Artikel 1 genannten Fische- 
reizonen durch Schiffe der dort genannten Nicht- 
mitgliedstaaten wird von einer Genehmigung ab- 
hängig gemacht, die für die Gemeinschaft von 
der Kommission ausgestellt wird. 

2. Jede Genehmig uny gilt nicht über den 30. Sep- 
tember hinaus und nur für ein einziges Schiff zum 
Fischen der auf der Genehmigung angegebenen 
Arten in den in Artikel 1 erwähnten Mengen 
und innerhalb der dort erwähnten geographi- 
schen Begrenzung. 
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Artikel 3 

1. Anträge auf Erteilung der Genehmigung werden 
von den Behörden der in Artikel 1 genannten 
Nichtmitgliedstaaten bei der Kommission ein- 
gereicht. 

2. Bei Beantragung einer Genehmigung werden die 
in Anhang 2 aufgeführten Angaben bekannt- 
gegeben. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um die Durchführung der in Artikel 1 und 2 
in den ihrer Rechtshoheit unterstehenden Meeres- 
gewässern so weit wie möglich sicherzustellen; zu 
diesen Maßnahmen gehören insbesondere regel- 
mäßige Kontrollen an Bord der Schiffe von Drittlän- 
dern. Hierzu übermitteln sich die Mitgliedstaaten 
und die Kommission gegenseitig die Informationen, 


die benötigt werden, um die Einhaltung dieser Ver- 
ordnung, vor allem die Überwachung des Umfangs 
der von den Schiffen der Drittländer vorgenomme- 
nen Fänge gewährleisten zu können. 

Artikel 5 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 32 
der Verordnung (EWG) Nr. 100/76 vom 19. Januar 
1976 erlassen. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf- 
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. Sie gilt bis 30. September 1977. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 18. Juli 1977 - 14-680 70 - E - Ag 175/77. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. Juni 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang I 

Für bestimmte Drittländer zulässige Fangmengen je Art und Fanggebiet 

Die berücksichtigten Zonen sind diejenigen, die vom Internationalen Rat für 
Meeresforschung (ICES) oder im Anhang des Übereinkommens zur Einsetzung 
der Internationalen Kommission für die Fischerei im Nordwestatlantik (ICNAF) 
festgelegt sind, soweit sie in den Fischereizonen der Mitgliedstaaten liegen, die 
sich 200 Seemeilen weit vor der Nordsee- und Atlantikküste erstrecken und für 
die die gemeinwirtschaftliche Fischereiregelung gilt. 


Art 

Zone 

Menge 

(Tonnen) 


Spanien 


Seehecht 

VI, VII, VIII 

3 200 

Stöcker 

VIA westlich der in Fußnoie 1 feslyeiegten Linie, 



und VI B 

170 

Stöcker 

VII C, VII K, VII J, südlich von 50°30 nördlicher 



Breite sowie VII H 

5 720 

Stöcker 

VIII, westlich der in Fußnote 2 festgelegten Linie 

4 110 

Alle Arten außer 

VIII 

20 000 

heringsähnlichen 



und wirbellosen 




Finnland 


Hering 

IV 

(Z. E.) 


Portugal 


Kabeljau 

I (ICNAF) 

375 


Fußnote 1 und Fußnote 2 siehe ABI. EG Nr. L 53/77, S. 3 


Von den Drittländern zu liefernde Angaben: 

a) Name des Schiffes; 

b) Schiffsregistriernummer sowie die außen ange- 
brachten Kennummern und -buchstaben; 

c) Rufzeichen und Wellenfrequenz; 

d) Heimathafen; 

e) Name und Anschrift des Eigners bzw. Schiffs- 
mieters; 

f) Name und Anschrift der bestellten und in dem 
betreffenden Mitgliedstaat zugelassenen Zustel- 
lungsvertreter und Prozeßbevollmächtigten; 

g) Name und Anschrift des Arbeitgebers; 


Anhang II 

h) Bruttotonnage und Länge über alles; 

i) Motorleistung; 

j) Laderaum; 

k) Typ und Anzahl der Fanggeräte an Bord; 

l) Verarbeitungsanlagen an Bord; 

m) Navigationsgeräte an Bord; 

n) Vorgesehene Fangmethode; 

o) Vorgesehene Fangzone; 

p) Fischarten, die gefangen werden sollen; 

q) Zeitdauer, für die eine Lizenz beantragt wird. 
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